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Schriftliche Erklärung gemäß Artikel 136 der Geschäftsordnung des Europäischen 
Parlaments zur Bekämpfung von Cybermobbing und der Verbreitung pornografischer 
Inhalte aus Rachegründen1

1. Eine der Prioritäten der EU sollte darin bestehen, für die Sicherheit der Unionsbürger im 
Internet zu sorgen und sie dort vor Cybermobbing zu schützen.

2. Immer mehr Menschen nutzen soziale Netzwerke im Internet. Im Zuge dieser 
Entwicklung stieg die Zahl der Mobbing- und Belästigungsfälle sprunghaft an, weshalb 
intensivere Bemühungen erforderlich sind, dieses Problems Herr zu werden und dabei den 
Mittelweg zwischen der Verhinderung von Belästigung und der Wahrung des Rechts auf 
freie Meinungsäußerung zu finden.

3. Zwar haben einige soziale Netzwerke im Internet die Einhaltung der 
EU-Rechtsvorschriften gegen Hassreden zugesagt, doch muss noch mehr getan werden, 
um der Belästigung im Internet entgegenzuwirken, was vor allem für Belästigung gilt, die 
sich gegen Frauen, Angehörige religiöser und ethnischer Minderheiten, LGBTI-Personen 
und Menschen mit Behinderung richtet, da sie von den geltenden Rechtsvorschriften über 
Hassverbrechen bislang nicht erfasst wird.

4. Die Verbreitung pornografischer Inhalte aus Rachegründen führte zudem vielfach zu 
psychischen Problemen, brachte hohe Selbstmordraten mit sich und muss daher 
unterbunden werden.

5. Die Kommission und der Rat werden daher aufgefordert,

a. die Mitgliedstaaten darin zu bestärken, dass sie alle erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen und falls nötig auch Anklage gegen jede Form von pornografischer 
Veröffentlichung aus Rachegründen erheben, und zwar auch in grenzüberschreitenden 
Fällen,

b. allgemeine und zielgerichtete Sensibilisierungs- und Informationsprogramme zur 
Bekämpfung von Cybermobbing auszuarbeiten,

c. privatwirtschaftliche Akteure stärker in den Kampf gegen Cybermobbing 
einzubeziehen und der Verbreitung pornografischer Inhalte aus Rachegründen ein 
Ende zu bereiten.

6. Diese Erklärung wird mit den Namen der Unterzeichner dem Rat und der Kommission 
übermittelt.

1 Gemäß Artikel 136 Absätze 4 und 5 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments wird die Erklärung, 
wenn sie die Unterschriften der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments erhalten hat, mit den Namen der 
Unterzeichner im Protokoll veröffentlicht und an die Adressaten übermittelt, ist für das Parlament aber nicht 
bindend.


